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che an ihn zurückverwiesen (§ 95 Abs. 2 VerfGG). Die Anordnung der Kostenerstattung be-
ruht auf § 34 a Abs. 2 BVerfGG.
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Abweichende Meinung der Richter Seidl, Söllner, Haas (Auszug)

[…]

aa) Bei der Einschätzung und Bewertung dieser Belange kann man nicht, wie es die Senats-
mehrheit tut, generell die christlich-theologische Auffassung von Bedeutung und Sinngehalt
des Kreuzessymbols zugrunde legen. Entscheidend ist vielmehr, welche Wirkung der An-
blick des Kreuzes bei den einzelnen Schülern entfaltet, insbesondere welche Empfindungen
der Anblick des Kreuzes bei Andersdenkenden auslösen kann (vgl. dazu auch BVerfGE 35,
366 <375 f.>). Es mag sein, daß in einem Schüler christlichen Glaubens beim Anblick des
Kreuzes im Klassenzimmer teilweise diejenigen Vorstellungen erweckt werden, die von der
Senatsmehrheit als Sinngehalt des Kreuzes (unter C II 2 b der Gründe) geschildert werden.
Für den nichtgläubigen Schüler hingegen kann das nicht angenommen werden. Aus seiner
Sicht kann das Kreuz im Klassenzimmer nicht die Bedeutung eines Symbols für christliche
Glaubensinhalte haben, sondern nur die eines Sinnbilds für die Zielsetzung der christlichen
Gemeinschaftsschule, nämlich für die Vermittlung der Werte der christlich geprägten abend-
ländischen Kultur, und daneben noch die eines Symbols einer von ihm nicht geteilten, abge-
lehnten und vielleicht bekämpften religiösen Überzeugung.

bb) Angesichts dieses Sinngehalts, den das Kreuz im Klassenzimmer für nichtchristliche
Schüler hat, haben sie und ihre Eltern das Vorhandensein der Kreuze hinzunehmen. Dazu
verpflichtet sie das Toleranzgebot. Unzumutbare Belastungen entstehen ihnen dadurch
nicht.

Die psychische Beeinträchtigung und mentale Belastung, die nichtchristliche Schüler
durch die zwangsläufige Wahrnehmung des Kreuzes im Unterricht zu erdulden haben, hat
nur ein verhältnismäßig geringes Gewicht. Das Minimum an Zwangselementen, das in die-
ser Beziehung von den Schülern und ihren Eltern zu akzeptieren ist (vgl. BVerfGE 41, 29
<51>), wird nicht überschritten. Die Schüler sind nicht zu besonderen Verhaltensweisen oder
religiösen Übungen vor dem Kreuz verpflichtet. Sie sind daher – anders als beim Schulgebet
(vgl. BVerfGE 52, 223 <245 ff.>) – nicht gezwungen, durch Nichtteilnahme ihre abweichende
weltanschaulich-religiöse Überzeugung kundzutun. Die Gefahr ihrer Diskriminierung be-
steht daher von vornherein nicht.

Die Schüler werden durch das Kreuz im Klassenzimmer auch nicht in verfassungsrechtlich
unzulässiger Weise (vgl. BVerfGE 41, 29 <51>) missionarisch beeinflußt. Ein unmittelbarer
Einfluß auf Lehrinhalte und Erziehungsziele im Sinne einer Propagierung christlicher Glau-
bensinhalte geht von dem Kreuz im Klassenzimmer nicht aus. Im übrigen ist auch insoweit
von den besonderen Verhältnissen in Bayern auszugehen. Der Schüler wird dort – auch
außerhalb des engeren kirchlichen Bereichs – in vielen anderen Lebensbereichen tagtäglich
mit dem Anblick von Kreuzen konfrontiert. Beispielhaft seien nur erwähnt die in Bayern häu-
fig anzutreffenden Wegekreuze, die vielen Kreuze in Profanbauten (wie in Krankenhäusern
und Altersheimen, aber auch in Hotels und Gaststätten) und schließlich auch die in Privat-
wohnungen vorhandenen Kreuze. Unter solchen Verhältnissen bleibt auch das Kreuz im
Klassenzimmer im Rahmen des Üblichen; ein missionarischer Charakter kommt ihm nicht zu.
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